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berufen hat. Gegebenenfalls kann diese Zustimmung aus
nahmsweise auch nachträglich erteilt werden.

Wartet der Betrieb ohne Grund so lange mit dem Aus
spruch der fristlosen Entlassung, dann entzieht er sich 
selbst die Grundlage für die Begründung, daß eine Wei
terbeschäftigung des Werktätigen nicht möglich ist.

Im konkreten Fall kommt hinzu, daß die Arbeits
pflichtverletzung des Verklagten maßgeblich durch das 
Verhalten seines Abteilungsleiters begünstigt wurde; die
sem gegenüber wurde aber eine fristlose Entlassung nicht 
ausgesprochen.

Nach alledem ist davon auszugehen, daß zwar eine 
schwerwiegende Arbeitspflichtverletzung des Verklagten 
vorliegt, die Unumgänglichkeit seiner fristlosen Entlas
sung im Sinne der Unmöglichkeit einer Weiterbeschäfti
gung im Betrieb gemäß § 56 Abs. 1 AGB kann dagegen 
nicht bejaht werden.

Auch der Hinweis des Betriebes, daß es zulässig sein 
muß, beim Vorliegen bestimmter Umstände ein Diszipli
narverfahren länger als einen Monat durchzuführen, kann 
nicht den in diesem Fall gegebenen Fakt ausräumen, daß 
die Weiterbeschäftigung des Verklagten möglich war.

Der Kläger hat in dieser Hinsicht keine Argumente 
Vorbringen können, die für eine unabdingbare Notwen
digkeit der fristlosen Entlassung sprechen. Die Werktäti
gen des Kollektivs, in dem der Verklagte arbeitet, sind im 
Gegenteil bereit, die Erziehung des Verklagten im Be
trieb weiter fortzusetzen.

Aus diesen Gründen war die Entscheidung der Kon
fliktkommission zu bestätigen und die Klage abzuweisen.

Zivilrecht * 1

§§ 387, 388 Abs. 1, 68 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB; §§ 3 Abs. 1, 3 des 
Gesetzes über die Verleihung von Nutzungsrechten an 
volkseigenen Grundstücken vom 14. Dezember 1970 (GBl. I 
Nr. 24 S. 372).
1. Mit der Verleihung des Nutzungsrechts an einem volks
eigenen Grundstück entsteht für den Nutzungsberechtig
ten das Recht und die Pflicht, dieses Grundstück bestim
mungsgemäß, d. h. für seine persönlichen Bedürfnisse, zu 
nutzen. Daher darf der Nutzungsberechtigte auch nicht 
Teilflächen des volkseigenen Grundstücks Dritten zur 
Nutzung überlassen.
2. Vertragliche Abreden zwischen dem Inhaber des Nut
zungsrechts an einem volkseigenen Grundstück und ande
ren Bürgern, die sich auf die Gewährung bestimmter 
Rechte an diesem Grundstück beziehen (hier: Bau einer 
Garage), sind wegen Verstoßes gegen ein in Rechtsvor
schriften enthaltenes Verbot nichtig.

Zulässig ist eine Veränderung des bestehenden Boden
rechtsverhältnisses nur im Zusammenwirken der daran 
interessierten Bürger mit dem staatlichen Rechtsträger des 
volkseigenen Grundstücks.
OG, Urteil vom 26. März 1982 - 2 OZK 9/82.

Den Klägern wurde ein unentgeltliches Nutzungsrecht an 
einem volkseigenen Grundstück verliehen. Sie sind Eigen
tümer des darauf befindlichen Eigenheims.

Die Rechtsvorgänger der Kläger, die Eheleute S., hatten 
den Verklagten durch Vertrag vom 1. September 1971 
ca. 30 m2 des Grundstücks zum jährlichen Preis von 80 M 
zur Errichtung einer Garage überlassen, die die Verklagten 
nutzen.

Die Kläger haben Eigenbedarf an dieser Teilfläche des 
Grundstücks geltend gemacht und beantragt, die Verklag
ten zur Räumung zu verurteilen.

Die Verklagten haben Klageabweisung beantragt
Das Kreisgericht hat dringenden Eigenbedarf verneint 

und die Klage abgewiesen.
Die gegen diese Entscheidung eingelegte Berufung der 

Kläger hat das Bezirksgericht als unbegründet abgewiesen.
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 

des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Zutreffend haben das Kreisgericht und das Bezirksgericht 
zunächst festgestellt, daß die Kläger zwar Eigentümer des 
von ihnen bewohnten Eigenheims aber nicht Eigentümer, 
sondern Nutzungsberechtigte am Grund und Boden sind. 
Sie haben weiter festgestellt, daß auch die Rechtsvorgän
ger der Kläger, die Eheleute S., Eigentümer des Eigen
heimes waren. Daher können auch sie die Bodenfläche 
des Grundstücks nur auf Grund eines staatlich verliehe
nen Nutzungsrechts genutzt haben.

Die sich aus diesen Feststellungen ergebende Rechts
lage haben die Gerichte jedoch für die Entscheidung im 
vorliegenden Rechtsstreit außer Betracht gelassen und den 
Klageanspruch daher unrichtig beurteilt. Die Gerichte ha
ben nämlich die Kläger schlechthin als Grundstückseigen
tümer behandelt und nicht beachtet, daß diese bzw. deren 
Rechtsvorgänger nicht Eigentümer der Bodenfläche, son
dern lediglich kraft staatlicher Verleihung zu deren Nut
zung berechtigt waren. Als Nutzungsberechtigte waren sie 
jedoch nicht befugt, einen Teil dieser Bodenfläche zur 
Nutzung an Dritte (die Verklagten) zu überlassen. Das 
ergibt sich aus folgendem:

Der Vertrag zwischen den Eheleuten S. und den Ver
klagten, wonach ein Teilstück der den ersteren verliehe
nen volkseigenen Bodenfläche den Verklagten zur ent
geltlichen Nutzung überlassen werden sollte, wurde am 
1. September 1971 abgeschlossen. Damals galt bereits das 
Gesetz über die Verleihung von Nutzungsrechten an 
volkseigenen Grundstücken vom 14. Dezember 1970 (GBl. I 
Nr. 24 S. 372). Es regelt, daß mit der Verleihung des Nut
zungsrechts für den Nutzungsberechtigten das Recht und 
die Pflicht entsteht, das volkseigene Grundstück bestim
mungsgemäß zu nutzen (§ 3). Das heißt, es dient der per
sönlichen Nutzung des Eigenheims bzw. des Grundstücks 
durch den Nutzungsberechtigten (§ 2 Abs. 1). Eine diesem 
Grundsatz entsprechende Regelung erfolgte später auch in 
§§ 287, 288 Abs. 1 ZGB. Dort ist ebenfalls ausdrücklich 
festgelegt, daß der Nutzungsberechtigte berechtigt und 
verpflichtet ist, das volkseigene Grundstück bestim
mungsgemäß, nämlich für seine persönlichen Bedürfnisse, 
zu nutzen.

Daraus folgt, daß Nutzungsberechtigte an einem volks
eigenen Grundstück auch nicht Teilflächen davon an 
Dritte überlassen dürfen. Eine solche Befugnis steht ihnen 
nicht zu. In gleicher Weise verbietet beispielsweise auch 
§ 313 Abs. 3 ZGB die Übertragung der Nutzung von Bo
denflächen zur Erholung an andere Bürger. Daher sind 
vertragliche Abreden zwischen dem Inhaber eines nach 
dem Gesetz vom 14. Dezember 1970 bzw. nach §§ 287 ff. 
ZGB verliehenen Nutzungsrechts und anderen Bürgern, 
die auf die Gewährung bestimmter Rechte (hier: auf den 
Bau einer Garage) an volkseigenen Bodenflächen gerich
tet sind, wegen Verstoßes gegen ein in Rechtsvorschriften 
enthaltenes Verbot (§ 68 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB) nichtig. Damit 
erweist sich der zwischen den Rechtsvorgängern der Klä
ger und den Verklagten abgeschlossene Vertrag vom 
1. September 1971 als nichtig (vgl. auch W. Schneider, „Er
richtung von Garagen auf persönlich genutzten volkseige
nen Bodenflächen“, NJ 1979, Heft 8, S. 369). Zulässig ist 
eine Veränderung des bestehenden Bodenrechtsverhält
nisses nur im Zusammenwirken der daran interessierten 
Bürger mit dem Rechtsträger des volkseigenen Grund
stücks. Eine solche Änderung ist im konkreten Fall nicht 
erfolgt.

Auf Grund der Nichtigkeit des Vertrags vom 1. Sep
tember 1971 können sich die Verklagten nicht auf ein 
Nutzungsrecht an dem Teilstück der den Klägern zur 
Nutzung verliehenen Bodenfläche berufen. Da zwischen 
den Prozeßparteien ein wirksamer Nutzungsvertrag über 
die strittige Teilfläche nicht besteht, entspricht zwar der 
auf Beendigung des Nutzungsvertrags gerichtete Klage
antrag nicht der dargelegten Rechtslage, er muß aber in
soweit zum Erfolg führen, als die nicht nutzungsberech-


